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Stellungnahme des Fachverbandes Leitstellen e. V. zum Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Niedersächsischen Rettungsdienstgesetzes und des Nieder-
sächsischen Katastrophenschutzgesetzes 
 
 
Sehr geehrte Frau Wienrich Spilker, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

der Fachverband Leitstellen e. V. bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme im 
Rahmen der Verbändebeteiligung. Der vorliegende Gesetzentwurf enthält aus Sicht der 
Leitstellen mehrere wichtige und ausdrücklich zu begrüßende Weiterentwicklungen. Er 
greift zentrale Anforderungen an einen modernen, vernetzten und qualitätsgesicherten 
Rettungsdienst auf und stärkt insbesondere die Rolle der Integrierten Leitstellen als erste 
professionelle Kontaktstelle der Notfallversorgung über den Notruf 112. 

Besonders positiv bewertet der Fachverband, dass die Unterstützung hilfesuchender Per-
sonen im Rahmen des eingehenden Notrufs gesetzlich hervorgehoben und die Anleitung 
zur Reanimation bei einem Herz-Kreislauf-Stillstand ausdrücklich als Basismaßnahme 
aufgenommen wird. Die moderne Integrierte Leitstelle ist nicht lediglich Alarmierungs-
stelle; vielmehr beginnt mit der standardisierten und qualitätsgesicherten Notrufannahme, 
der Erste-Hilfe-Anleitung und der qualifizierten Dispositionsentscheidung bereits unmittel-
bar die rettungsdienstliche Versorgung. Die gesetzliche Anerkennung dieser Funktion ist 
fachlich richtig, zeitgemäß und geeignet, die Versorgungsqualität in Niedersachsen nach-
haltig zu stärken. 

In diesem Zusammenhang regt der Fachverband ergänzend an, auch die appbasierte 
Alarmierung qualifizierter Ersthelfender als Bestandteil einer modernen Notfallversorgung 
gesetzlich verbindlich zu berücksichtigen. Gerade beim Herz-Kreislauf-Stillstand ist das 
therapiefreie Intervall bis zum Eintreffen des Rettungsdienstes entscheidend. Systeme zur 
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Ersthelferalarmierung können die durch die Leitstelle angeleitete Laienreanimation sinn-
voll ergänzen, indem geeignete, registrierte und qualifizierte Ersthelfende im unmittelba-
ren Umfeld des Notfallortes frühzeitig alarmiert werden. Voraussetzung ist dabei eine klare 
Einbindung in die Leitstellenprozesse, eine landeseinheitliche fachliche Rahmensetzung, 
die Berücksichtigung von Datenschutz, Qualifikation, Dokumentation und Qualitätssiche-
rung sowie die eindeutige Klarstellung, dass solche Systeme den Rettungsdienst nicht 
ersetzen, sondern die Überlebenskette bis zu dessen Eintreffen ergänzen. Aus Sicht des 
Fachverbandes sollte daher geprüft werden, ob das Niedersächsische Rettungsdienstge-
setz eine ausdrückliche Ermächtigungsgrundlage für die Einführung, Anerkennung und 
insbesondere landeseinheitliche Ausgestaltung appbasierter Ersthelfersysteme schaffen 
kann. Dies würde die Chance eröffnen, regional unterschiedliche Einzellösungen in einen 
einheitlichen, qualitätsgesicherten und leitstellenintegrierten Rahmen zu überführen oder 
Systeme überhaupt erst einzuführen. 

Ebenso begrüßt wird die vorgesehene Möglichkeit einer medienbruchfreien digitalen Fal-
lübergabe zwischen den Integrierten Leitstellen und der Kassenärztlichen Vereinigung 
Niedersachsen. Die bessere Verzahnung der Notrufnummer 112 mit dem vertragsärztli-
chen Bereitschaftsdienst unter der Rufnummer 116117 ist ein wesentlicher Baustein einer 
zukunftsfähigen Akut- und Notfallversorgung. Positiv hervorzuheben ist insbesondere, 
dass der Entwurf dafür eine landeseinheitliche Schnittstelle vorsieht und damit nicht auf 
kleinteilige, regional unterschiedlich ausgestaltete Insellösungen abstellt. Aus Sicht des 
Fachverbandes sollte der Entwurf an dieser Stelle jedoch noch konsequenter gefasst wer-
den. Eine standardisierte Notrufabfrage sollte nicht nur dann verpflichtend sein, wenn eine 
Vereinbarung zur digitalen Fallübergabe mit der Kassenärztlichen Vereinigung Nieder-
sachsen geschlossen wird. Sie ist vielmehr auch unabhängig hiervon Grundlage eines 
sicheren, nachvollziehbaren und qualitätsgesicherten Notrufmanagements. Bevölkerung, 
Politik, Wissenschaft und Fachöffentlichkeit erwarten zu Recht, dass vergleichbare Hilfe-
ersuchen auch nach vergleichbaren Standards bewertet werden und dass die Entschei-
dung über Einsatzmittel, Dringlichkeit und Versorgungsebene nicht allein von örtlicher 
Übung oder individueller Erfahrung abhängt. 

Vor diesem Hintergrund regt der Fachverband an, die standardisierte Notrufabfrage als 
allgemeine Mindestanforderung für Integrierte Leitstellen im Niedersächsischen Rettungs-
dienstgesetz zu verankern. Dies würde die im Entwurf bereits angelegte Zielrichtung stär-
ken und zugleich landesweit mehr Rechtssicherheit, Vergleichbarkeit und Qualität schaf-
fen. Dabei geht es nicht um eine unnötige Einschränkung kommunaler Organisationsho-
heit, sondern um die Festlegung eines verbindlichen Mindestschutzniveaus für eine auf-
gabenkritische Kernfunktion der öffentlichen Daseinsvorsorge. Die konkrete organisatori-
sche, technische und personelle Ausgestaltung kann weiterhin sachgerecht im eigenen 
Wirkungskreis erfolgen. 

Bei der digitalen Fallübergabe zur Kassenärztlichen Vereinigung Niedersachsen sollte zu-
dem sichergestellt werden, dass die wechselseitige Übergabe nicht nur technisch möglich, 
sondern auch operativ belastbar geregelt wird. Erforderlich sind klare Vorgaben zum Ver-
antwortungsübergang, zur Quittierung einer erfolgreichen technischen Annahme eines 
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Falls, zu Mindestinhalten im Datenaustausch sowie zur Qualitätssicherung. Eine Fallüber-
gabe darf für die hilfesuchende Person und die abgebende Einrichtung nicht zu einem 
rechtlichen Zuständigkeitsrisiko werden. Sie muss hinreichend rechtssicher, nachvollzieh-
bar und ohne erneute vollständige Erhebung bereits vorhandener Informationen erfolgen 
können. 

Die neu vorgesehene Qualitätssicherung nach § 13a NRettDG ist aus Sicht des Fachver-
bandes ein weiterer wesentlicher Fortschritt. Eine landesweite, vergleichbare und syste-
matische Datenbasis und deren Auswertung nach einheitlichen Kriterien ist Vorausset-
zung dafür, Versorgungsqualität nicht nur zu behaupten, sondern objektiv zu bewerten 
und weiterzuentwickeln. 

Ergänzend regt der Fachverband an, auch die technischen Mindestanforderungen an In-
tegrierte Leitstellen stärker in den Blick zu nehmen. Moderne Leitstellen sind kritische Inf-
rastrukturen im funktionalen Sinne und unmittelbar versorgungsrelevant. Ein zeitgemäßes 
Rettungsdienstgesetz sollte daher zumindest die Grundlage dafür schaffen, landeseinheit-
liche Mindestanforderungen an deren Krisenfestigkeit, Ausfallsicherheit, Redundanz, In-
formationssicherheit und Interoperabilität durch untergesetzliche Regelungen oder ver-
bindliche fachliche Standards im Zusammenwirken mit den Trägern festzulegen. 

Die Übernahme der Trägerschaft für Intensivtransporte mit Intensivtransportwagen durch 
das Land wird positiv bewertet. Überregionale Spezialressourcen lassen sich regelmäßig 
besser landesweit planen, koordinieren und einsetzen. 

Auch die beabsichtigten Anpassungen im Niedersächsischen Katastrophenschutzgesetz 
werden begrüßt. Die Erweiterung und Präzisierung der Freistellungsregelungen für ehren-
amtliche Helferinnen und Helfer stärkt die Einsatzfähigkeit des Bevölkerungsschutzes ins-
gesamt. Aus Sicht des Fachverbandes fehlt jedoch eine ergänzende Regelung zur Stel-
lung und vorrangigen Absicherung hauptberuflicher Engpassressourcen, insbesondere in 
Integrierten Leitstellen, dem Rettungsdienst, den Berufsfeuerwehren und vergleichbaren 
sicherheitskritischen Funktionen nach dem Muster anderer Bundesländer. Erforderlich ist 
zudem eine eindeutige gesetzliche Definition und funktionale Einordnung dieser Einrich-
tungen und Dienste als lebenswichtige, sicherheitsempfindliche Einrichtungen bezie-
hungsweise als kritische Dienstleistungen der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr. Der 
Ausfall oder die erhebliche Beeinträchtigung einer Integrierten Leitstelle hätte unmittelbar 
erhebliche Gefahren für Leib, Leben und die öffentliche Sicherheit zur Folge. Materiell 
erfüllt sie damit bereits sämtliche Kriterien einer kritischen Infrastruktur – unabhängig da-
von, ob und in welchem Umfang sie formal unter bundesrechtliche KRITIS-Regelungen 
fällt. Bei der Freistellung ehrenamtlicher Helferinnen und Helfer sollte gesetzlich sicherge-
stellt werden, dass die Funktionsfähigkeit dieser hauptberuflichen Engpassressourcen 
nicht unbeabsichtigt geschwächt wird. 

Schlussbemerkung 

Zusammenfassend bewertet der Fachverband Leitstellen e. V. den Gesetzentwurf als 
wichtigen und konstruktiven Schritt zur Weiterentwicklung des Rettungsdienstes in Nie-
dersachsen. Die vorgesehenen Änderungen gegenüber dem Status quo entsprechen in 
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wesentlichen Teilen den fachlichen Anforderungen an ein modernes Rettungsdienstsys-
tem. Um dem aktuellen Stand der Fachdiskussion und den berechtigten Erwartungen an 
ein zukunftsfähiges Notfallversorgungssystem vollständig gerecht zu werden, sollte der 
Entwurf jedoch insbesondere die standardisierte Notrufabfrage als allgemeine Mindestan-
forderung für Integrierte Leitstellen verankern, die digitale Fallübergabe zwischen 112 und 
116117 rechtlich und operativ belastbarer absichern, die appbasierte Alarmierung qualifi-
zierter Ersthelfender als leitstellenintegrierten Bestandteil der Überlebenskette berück-
sichtigen, landeseinheitliche technische Mindestanforderungen an Leitstellen ermöglichen 
und den Schutz hauptberuflicher Engpassressourcen bei Freistellungsregelungen im Ka-
tastrophenschutz berücksichtigen. 

Der Fachverband Leitstellen e. V. bietet ausdrücklich an, die weitere fachliche Ausgestal-
tung der leitstellenbezogenen Regelungen konstruktiv zu begleiten und seine Expertise 
auch in die Entwicklung landeseinheitlicher Mindeststandards einzubringen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 
Marc Gistrichovsky       Stephan Bandlow 
   (Vorsitzender)     (1. stv. Vorsitzender) 
 

 
 
 
Über den Fachverband Leitstellen e.V.: Der Fachverband Leitstellen e.V. ist ein Zusammenschluss 
von Leitstellen der öffentlichen Gefahrenabwehr sowie privater Betreiber und Dienstleister im 
deutschsprachigen Raum. Ziel des 2014 gegründeten Verbandes ist es, die Qualität, Effizienz und Si-
cherheit der Leitstellenarbeit nachhaltig zu stärken. 
Der Verband fördert den überregionalen Erfahrungsaustausch seiner mehr als 400 Mitglieder und en-
gagiert sich in der Entwicklung, Bewertung und Weiterentwicklung organisatorischer, technischer und 
fachlicher Konzepte im Leitstellenwesen. Ein besonderer Fokus liegt auf der Standardisierung von Pro-
zessen, der Vernetzung relevanter Akteure sowie der wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit 
zentralen Fragestellungen der Gefahrenabwehr. 
Als fachliche Plattform bringt der Fachverband Leitstellen e. V. die Menschen aus Praxis, Wissenschaft 
und Industrie zusammen und leistet damit einen wesentlichen Beitrag zur Weiterentwicklung eines 
leistungsfähigen und zukunftssicheren Leitstellensystems. 


